Absender:  …….

Mülheim an der Ruhr, den .…
Amt für Umweltschutz der Stadt Mülheim        

Gebührenbescheid vom 15.01. 2007, eingegangen am …….
Gebühren-/Kunden – Nr.  ……
Widerspruch gegen Gebührenbescheid 2007 für Abfallentsorgung und Straßenreinigung
Sehr geehrte Damen und Herrn,

hiermit lege ich Widerspruch ein gegen den Müllgebührenbescheid vom 15. Januar 2007 
Begründung
Laut meinem o.g. Bescheid sind die Gebühren für Abfallentsorgung und Straßenreinigung der Stadt Mülheim für 2007 gleich hoch wie im Jahr zuvor. Ich verlange aber, dass sie aus folgenden Gründen gesenkt werden:
1. Das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen hob mit Urteil vom 1. Dezember 2005 die Abwassergebührenbescheide der Stadt Essen für 2003 und 2004 auf. (Az. 13 K 2039/04 und 13 K 2040/04). Bei dem Verkauf der Entwässerungskanäle hatte die Stadt Essen einen Gewinn von rund 430 Millionen erzielt. Dieser Gewinn hätte in die Gebührenkalkulation einfließen und dem Gebührenzahler gutgeschrieben werden müssen, beschloss das Verwaltungsgericht. 
Die Mülheimer Abfallentsorgung wurde im Sommer 2000 teilprivatisiert. Entsprechend des o.g. Urteils müssten die 5,4 Mio DM bzw. 2,77 Mio Euro, die Trienekens der Stadt Mülheim dafür gezahlt hat, den Gebührenzahlern als Gebührensenkung bei Müllabfuhr und Straßenreinigung. gutgeschrieben werden.
2. Für die Mülheimer Abfallbeseitigung waren bis 2003 Gebührenüberschüsse von ca. 3,3 Mio. Euro entstanden. Laut KAG müssen Überschüsse innerhalb von 3 Jahren als Gebühren-senkung zurückgegeben werden, wenn sie nicht zum Verlustausgleich gebraucht werden. Die 3,3 Mio. Euro waren bis Ende 2005 nicht zum Ausgleich von Gebührenunterdeckung benötigt worden. Obwohl zumindest ein Teil der Überschüsse eigentlich schon beim Gebührenbescheid 2003 bzw. 2004 in Form von Gebührensenkung hätte berücksichtigt werden müssen, geschah das auch nicht in 2005. Da das KAG auch keine Möglichkeit vorsieht,  Gebührenüberschüsse fristlos als Darlehen oder Rücklage für die Zukunft benutzen zu können, sollte die Rückgabe an die Gebührenzahler mit dem Gebührenbescheid 2006 endlich geschehen. Das ist wiederum nicht geschehen. Ob die Überschüsse benutzt werden, um in 2006 und 2007 die Abfallgebühren stabil zu halten, wie den Zeitungen zu entnehmen war, ist mir mangels Information nicht ersichtlich und damit auch nicht nachvollziehbar.
Als Gebührenzahler habe ich von Ihnen zu den genannten Punkten bisher keine Information erhalten. Im Gebührenbescheid, den die MEG für die Stadt berechnet und verschickt hat, steht lediglich die zu zahlende Summe und wie sie sich zusammensetzt. Ich bin aber der Überzeugung, dass die Stadt verpflichtet ist, uns Gebührenzahlern die Kalkulationen offen zu legen und mitzuteilen. 

Mit freundlichen Grüßen
(Unterschrift)
